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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 
 

Verkündet am 
10. März 2011 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Az: B 3 KR 9/10 R 
 
L 1 KR 188/09 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 72 KR 3222/07 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………………., 
 
 
 Klägerin und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Techniker Krankenkasse, 
Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 
 Beklagte und Revisionsklägerin. 
 
 
Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

10. März 2011 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  H a m b ü c h e n  ,   die Richter 

S c h r i e v e r    und   Dr.  S c h ü t z e    sowie den ehrenamtlichen Richter 

D e i c k e    und die ehrenamtliche Richterin   B i e r m a n n  

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg 

vom 16. Juli 2010 aufgehoben und der Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist die Bewilligung eines elektronischen Produkterkennungssystems mit Sprachausgabe 

(Barcodelesegerät) als Hilfsmittel der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für eine hoch-

gradig sehbehinderte Versicherte.  

 

Die 1959 geborene und bei der Beklagten krankenversicherte Klägerin leidet seit 2005 unter 

einer Leberschen Optikusatrophie. Infolge dieser Erkrankung verfügt sie nur noch über ein 

Restsehvermögen von 2 % beidseitig, das ihr die grobe Kontrast- und die Hell-Dunkel-Wahr-

nehmung ermöglicht. Sie ist mit einem Vorlesegerät mit Braillezeile versorgt. Im März 2007 

beantragte die Firma S.       GmbH im Auftrag der Klägerin unter Vorlage einer vertragsärzt-

lichen Verordnung, eines Kostenvoranschlags und des Bescheides über die Aufnahme des 

Barcodelesegeräts "EinkaufsFuchs" in das Hilfsmittelverzeichnis (HMV) deren Versorgung mit 

diesem Gerät zum Preis von 3094 Euro. Mit dem Gerät werden in Strichcodes verschlüsselte 

Produktdaten von ca 900 000 handelsüblichen Waren über die Sprachausgabe für seh-

behinderte Menschen hörbar gemacht. Darüber hinaus können weitere Gegenstände mit bei-

gefügten Strichcode-Etiketten versehen und auf diese Weise individuell zugeordnete 

Informationen abgerufen werden.  

 

Die Beklagte lehnte den Leistungsantrag ab, weil der durch das begehrte Hilfsmittel ermöglichte 

selbständige Einkauf nicht zu den allgemeinen Grundbedürfnissen des täglichen Lebens zähle 

(Bescheid vom 28.6.2007, Widerspruchsbescheid vom 20.11.2007). Das SG hat die angefoch-

tenen Bescheide aufgehoben und die Beklagte zur Gewährung eines "Einkaufs-Fuchs" der 

Firma S.       GmbH als Sachleistung verurteilt (Gerichtsbescheid vom 2.6.2009). Die Ver-

sorgung der Klägerin mit diesem Gerät sei zum Ausgleich des durch die Sehbehinderung ein-

getretenen Funktionsverlusts erforderlich iS des § 33 SGB V. Das Gerät diene der Befriedigung 

elementarer Bedürfnisse in der Haushaltsführung und der Orientierung bei weiteren grund-

legenden Alltagshandlungen. Daher könne offen bleiben, ob der Einkauf zu den elementaren 

Grundbedürfnissen zähle, wovon allerdings auszugehen sei, weil die Erreichbarkeit eines Ortes 

zur Tätigung von Alltagsgeschäften und das Alltagsgeschäft selbst einen einheitlichen Lebens-

vorgang bildeten. In Anbetracht der Nutzungsmöglichkeiten des Gerätes sei diese Hilfsmittel-

versorgung auch als wirtschaftlich anzusehen. Die Berufung hiergegen hat das LSG unter weit-

gehender Bezugnahme auf die Gründe der erstinstanzlichen Entscheidung zurückgewiesen 

(Urteil vom 16.7.2010).  

 

Mit der vom LSG wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassenen Revision 

rügt die Beklagte eine Verletzung von § 33 SGB V. Das Barcodelesegerät sei nicht zum Aus-

gleich der bestehenden Behinderung im Bereich der Grundbedürfnisse des täglichen Lebens 
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erforderlich. Zum einen zähle der Einkauf nicht zu den Grundbedürfnissen des täglichen 

Lebens. Zum anderen sei das Barcodelesegerät nicht zum Ausgleich der insoweit bestehenden 

behinderungsbedingten Einschränkungen geeignet, weil für die Kaufentscheidung wesentliche 

Produktdaten (Preis, Mindesthaltbarkeit) nicht entschlüsselt werden könnten und das Gerät 

keine Orientierung ohne fremde Hilfe im Geschäft ermögliche. Die Einsatzmöglichkeiten des 

Hilfsmittels bei der Organisation des Haushalts gingen über die vom Basisausgleich umfassten 

Tätigkeiten hinaus und seien daher ebenfalls nicht dem Bereich der elementaren Grundbedürf-

nisse zuzuordnen.  

 

Die Beklagte beantragt,  

das Urteil des LSG Berlin-Brandenburg vom 16.7.2010 und den Gerichtsbescheid des 

SG Berlin vom 2.6.2009 zu ändern und die Klage abzuweisen.  

 

Die Klägerin verteidigt die angefochtenen Urteile und beantragt,  

die Revision zurückzuweisen.  

 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Beklagten ist im Sinne der Aufhebung des Berufungsurteils und 

Zurückverweisung der Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG be-

gründet (§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG). Das von der Klägerin begehrte Barcodelesegerät kann ein 

Hilfsmittel der GKV iS des § 33 Abs 1 SGB V sein, denn es ist grundsätzlich geeignet, die Aus-

wirkungen einer Sehbehinderung im Bereich der Grundbedürfnisse des täglichen Lebens aus-

zugleichen bzw zu mildern. Die bisher vom LSG getroffenen Feststellungen reichen aber nicht 

aus, um abschließend entscheiden zu können, ob die Versorgung mit dem begehrten Hilfsmittel 

im Einzelfall erforderlich (§ 33 Abs 1 Satz 1 SGB V) und wirtschaftlich (§ 12 Abs 1 SGB V) ist.  

 

1. Streitgegenstand ist der Anspruch der Klägerin auf Versorgung mit einem Barcodelesegerät 

bestehend aus einem omnidirektionalen Strichcode-Handscanner, einer Sprachausgabe, einer 

austauschbaren Speicherkarte mit aktuellem Datenbestand und einem Akku. Rechtsgrundlage 

für dieses Klagebegehren ist § 33 Abs 1 Satz 1 SGB V in der ab 1.4.2007 geltenden Fassung 

des Art 1 Nr 17 GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz vom 26.3.2007 (BGBl I 378). Danach haben 

Versicherte einen Anspruch auf Versorgung mit Hörhilfen, Körperersatzstücken, ortho-

pädischen und anderen Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der 

Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine Be-

hinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände 

des täglichen Lebens anzusehen oder nach § 34 Abs 4 SGB V ausgeschlossen sind. Dabei 

besteht ein Anspruch auf Versorgung mit Blick auf die "Erforderlichkeit im Einzelfall" nur, soweit 

das begehrte Hilfsmittel geeignet, ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich ist und das Maß 
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des Notwendigen nicht überschreitet; darüber hinausgehende Leistungen darf die Kranken-

kasse gemäß § 12 Abs 1 SGB V nicht bewilligen (vgl auch BSG Urteil vom 7.10.2010 - B 3 KR 

13/09 R - Scalamobil, zur Veröffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen). Der geltend ge-

machte Anspruch betrifft konkret das Versorgungsziel des Behinderungsausgleichs (§ 33 Abs 1 

Satz 1, 3. Variante SGB V).  

 

2. Das Barcodelesegerät ist keine Sehhilfe iS des § 33 Abs 2 SGB V, so dass dessen ein-

schränkende Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllt sein müssen. Allerdings kann die Ab-

grenzung zwischen Hilfsmitteln iS des § 33 Abs 1 SGB V und Sehhilfen iS des § 33 Abs 2 

SGB V nach der mit Wirkung zum 1.1.2004 vorgenommenen Änderung des § 33 SGB V durch 

das GKV-Modernisierungsgesetz vom 14.11.2003 (BGBl I 2190) nicht mehr - wie früher - offen 

bleiben (vgl BSG SozR 3-2500 § 33 Nr 26 S 151; BSG SozR 3-2500 § 33 Nr 18 S 90; BSG 

SozR 3-2500 § 33 Nr 16 S 73 zu der bis 31.12.2003 geltenden Rechtslage). Denn Sehhilfen iS 

des § 33 Abs 2 SGB V sind Hilfsmittel, für die heute besondere - einschränkende - Anspruchs-

voraussetzungen gelten. Unter den Begriff der Sehhilfe sind nur solche sächlichen Mittel zu 

subsumieren, die das Restsehvermögen verstärken (zB Brillen, Kontaktlinsen, Lupen, Lupen-

brillen), während Hilfsmittel, die das behinderungsbedingt eingeschränkte Sehen durch das 

Ansprechen anderer Körperfunktionen ausgleichen (Hören, taktiler Sinn), als Hilfsmittel iS des 

§ 33 Abs 1 SGB V anzusehen sind. Bereits der Wortsinn "Seh-Hilfe" lässt erkennen, dass es 

sich um Mittel zur Unterstützung des Sehvermögens handelt. Diesem Begriffsverständnis ent-

spricht auch die in anderen Regelungszusammenhängen vorgenommene Differenzierung. So 

werden in § 17 Abs 2 der Verordnung über die Versorgung mit Hilfsmitteln und über Ersatz-

leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz (Orthopädieverordnung) in der Fassung durch 

die Zweite Verordnung zur Änderung der Orthopädieverordnung vom 26.6.2001 (BGBl I 1352) 

unter der Bezeichnung "Sehhilfen" nur Hilfsmittel aufgeführt, die das Restsehvermögen 

verstärken (Fernrohrbrillen, Lupen, Bildschirm-Lesegeräte). Dagegen werden Geräte, die Text 

in Sprache umsetzen, in § 17a Orthopädieverordnung als Kommunikationshilfen bezeichnet. 

Auch Ziffer 4 der Anlage 5 Bundesbeihilfeverordnung vom 13.2.2009 (BGBl I 326) listet unter 

dem Begriff der Sehhilfen lediglich Hilfen zur Verbesserung der (Rest-)Sehschärfe, aber keine 

sonstigen Hilfsmittel auf, die andere Körperfunktionen unterstützen und nur mittelbar Defizite 

des behinderungsbedingt eingeschränkten Sehens ausgleichen können.  

 

3. Der Versorgungsanspruch nach § 33 Abs 1 Satz 1 SGB V besteht weder allein aufgrund der 

vertragsärztlichen Verordnung (§ 73 Abs 2 Satz 1 Nr 7 SGB V) des Barcodelesegerätes Typ 

"EinkaufsFuchs" vom 20.2.2007 noch - wie die Vorinstanzen zu Recht angenommen haben - 

aufgrund der Auflistung dieses Gerätes im HMV (§ 139 SGB V). Den Krankenkassen steht 

vielmehr ein eigenes Entscheidungsrecht zu, ob ein Hilfsmittel nach Maßgabe des § 33 SGB V 

zur medizinischen Rehabilitation, also zur Sicherung des Erfolges der 

Krankenhausbehandlung, zur Vorbeugung gegen eine drohende Behinderung oder zum 

Ausgleich einer bestehenden Behinderung, im Einzelfall erforderlich ist; dabei können die 
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Krankenkassen zur Klärung medizinisch-therapeutischer Fragen den Medizinischen Dienst der 

Krankenversicherung nach § 275 Abs 3 SGB V einschalten (vgl BSG Urteil vom 7.10.2010 

- B 3 KR 13/09 R - Scalamobil). Das vom Spitzenverband Bund der Krankenkassen auf der 

Grundlage von § 139 SGB V erstellte HMV legt die Leistungspflicht der GKV gegenüber den 

Versicherten ebenfalls nicht verbindlich und abschließend fest. Es schließt weder Hilfsmittel von 

der Versorgung der Versicherten aus, die den gesetzlichen Anforderungen des § 33 SGB V 

genügen (BSG SozR 4-2500 § 127 Nr 2 RdNr 10), noch besteht ein Anspruch der Versicherten 

auf Versorgung mit Hilfsmitteln, die zwar im HMV verzeichnet, für die aber nicht die 

gesetzlichen Voraussetzungen des § 33 SGB V erfüllt sind. Daher sind die für das unter der 

Positionsnummer 07.99.04.2001 gelistete Barcodelesegerät "EinkaufsFuchs" im HMV 

formulierte Beschränkung (Einkaufshilfe im Rahmen der selbständigen Lebensführung unter 

Berücksichtigung elementarer Grundbedürfnisse) und der Leistungsausschluss bei Nutzung 

des Hilfsmittels ausschließlich zur Organisation der Wohnung für den klägerischen Anspruch 

ohne Bedeutung. 

 

4. Ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Gewährung des Barcodelesegerätes als Hilfs-

mittel zum Behinderungsausgleich im vorliegenden Einzelfall erfüllt sind, kann anhand der bis-

herigen Feststellungen des LSG nicht abschließend beurteilt werden. Allerdings ist ein Bar-

codelesegerät grundsätzlich geeignet, die Auswirkungen einer Sehbehinderung bei einem nicht 

seit Geburt erblindeten bzw sehbehinderten Menschen auszugleichen. Der Behinderungsaus-

gleich nach § 33 Abs 1 Satz 1 SGB V hat dabei zwei Zielrichtungen:  

 

a) Im Vordergrund steht der Ausgleich der ausgefallenen oder beeinträchtigten Körperfunktion 

selbst. Bei diesem sog unmittelbaren Behinderungsausgleich gilt das Gebot eines möglichst 

weitgehenden Ausgleichs des Funktionsdefizits und zwar unter Berücksichtigung des aktuellen 

Stands des medizinischen und technischen Fortschritts (vgl BSG Urteil vom 7.10.2010 - B 3 KR 

13/09 R - RdNr 17 mwN - Scalamobil). Dabei kann die Versorgung mit einem fortschrittlichen, 

technisch weiterentwickelten Hilfsmittel nicht mit der Begründung abgelehnt werden, der bisher 

erreichte Versorgungsstandard sei ausreichend, solange ein Ausgleich der Behinderung nicht 

vollständig im Sinne des Gleichziehens mit einem nicht behinderten Menschen erreicht ist 

(BSGE 93, 183 = SozR 4-2500 § 33 Nr 8 RdNr 4 - C-leg-Prothese). Die gesonderte Prüfung, ob 

mit der vorgesehenen Verwendung ein allgemeines Grundbedürfnis des täglichen Lebens 

betroffen ist, entfällt in Fällen der Erstausstattung mit Hilfsmitteln zum unmittelbaren 

Behinderungsausgleich, weil sich die unmittelbar auszugleichende Funktionsbeeinträchtigung 

selbst immer schon auf ein Grundbedürfnis bezieht (BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 30 RdNr 11; 

BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 24 RdNr 18).  

 

b) Daneben können Hilfsmittel den Zweck haben, die direkten und indirekten Folgen einer Be-

hinderung auszugleichen. Im Rahmen dieses sog mittelbaren Behinderungsausgleichs geht es 

nicht um einen Ausgleich im Sinne des vollständigen Gleichziehens mit den letztlich unbe-
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grenzten Möglichkeiten eines gesunden Menschen. Denn Aufgabe der GKV ist in allen Fällen 

allein die medizinische Rehabilitation (vgl § 1 SGB V, § 6 Abs 1 Nr 1 iVm § 5 Nr 1 SGB IX), also 

die möglichst weitgehende Wiederherstellung der Gesundheit und der Organfunktionen 

einschließlich der Sicherung des Behandlungserfolges, um ein selbständiges Leben führen und 

die Anforderungen des Alltags meistern zu können. Eine darüber hinausgehende berufliche 

oder soziale Rehabilitation ist hingegen Aufgabe anderer Sozialleistungssysteme (zum 

mittelbaren Behinderungsausgleich: BSG Urteil vom 7.10.2010 - B 3 KR 13/09 R - RdNr 18 

mwN - Scalamobil). Ein Hilfsmittel zum mittelbaren Behinderungsausgleich ist daher von der 

GKV nur zu gewähren, wenn es die Auswirkungen der Behinderung im gesamten täglichen 

Leben beseitigt oder mildert und damit ein allgemeines Grundbedürfnis des täglichen Lebens 

betrifft (stRspr zuletzt: BSG Urteile vom 7.10.2010 - B 3 KR 5/10 R - Therapiedreirad, zur 

Veröffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen und B 3 KR 13/09 R) - sog Basisausgleich. 

Nach ständiger Rechtsprechung gehören zu den allgemeinen Grundbedürfnissen des täglichen 

Lebens das Gehen, Stehen, Sitzen, Liegen, Greifen, Sehen, Hören, Nahrungsaufnehmen, 

Ausscheiden, die elementare Körperpflege, das selbständige Wohnen sowie die Erschließung 

eines gewissen körperlichen und geistigen Freiraums (BSG Urteil vom 7.10.2010 - B 3 KR 

13/09 R - RdNr 18 ff mwN - Scalamobil). 

 

c) Nach Maßgabe dieser Grundsätze geht es im vorliegenden Fall um ein Hilfsmittel zum mittel-

baren Behinderungsausgleich, weil das Barcodelesegerät nicht das behinderungsbedingt stark 

eingeschränkte Sehvermögen wiederherstellen kann, sondern die ausgefallene bzw ein-

geschränkte Körperfunktion durch Nutzung des nicht beeinträchtigten Hörvermögens kompen-

siert, indem die auf Gegenständen befindlichen und in Strichcodes verschlüsselten 

Informationen über eine Sprachausgabe für den sehbehinderten Menschen hörbar gemacht 

werden. Der Ersatz eines ausgefallenen bzw beeinträchtigten Sinnes durch die Nutzung eines 

intakten anderen Sinnes stellt sich als mittelbarer Behinderungsausgleich dar (BSG SozR 

4-2500 § 33 Nr 30 RdNr 14 - Lichtsignalanlage).  

 

d) Betroffen sind im vorliegenden Fall das allgemeine Grundbedürfnis des selbständigen 

Wohnens und die dazu erforderliche Erschließung eines gewissen körperlichen und geistigen 

Freiraums. Das allgemeine Grundbedürfnis des selbständigen Wohnens umfasst die körper-

lichen und geistigen Fähigkeiten, die notwendig sind, um ohne fremde Hilfe im häuslichen Um-

feld verbleiben zu können. Der dazu erforderliche körperliche Freiraum beinhaltet die Fähigkeit, 

sich in der eigenen Wohnung zu bewegen, die Wohnung zu verlassen, um bei einem kurzen 

Spaziergang "an die frische Luft zu kommen" oder um die - üblicherweise im Nahbereich der 

Wohnung liegenden - Stellen zu erreichen, an denen Alltagsgeschäfte zu erledigen sind und in 

die Wohnung zurückzukehren. Zu dem für das selbständige Wohnen erforderlichen geistigen 

Freiraum zählt ua die Fähigkeit, die für eine selbständige Lebens- und Haushaltsführung not-

wendigen Informationen erhalten bzw aufnehmen zu können. Das Grundbedürfnis des 

selbständigen Wohnens kann jedoch nur verwirklicht werden, wenn bestimmte Grundvoraus-
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setzungen im Sinne von elementaren Rahmenbedingungen erfüllt sind. Diese Grundvoraus-

setzungen sind üblicherweise dem hauswirtschaftlichen Bereich zuzuordnen. So setzt das 

selbständige Wohnen ua voraus, dass Nahrungsmittel und Gegenstände des täglichen Bedarfs 

selbständig besorgt und im häuslichen Umfeld sachgerecht verwendet werden können und 

dass die Wohnung durch regelmäßiges und ausreichendes Reinigen in einem gesundheitsdien-

lichen Zustand gehalten werden kann. Die möglichst weitgehende Erfüllung dieser Rahmen-

bedingungen stellt sich als Annex zu dem allgemeinen Grundbedürfnis des selbständigen 

Wohnens dar und findet Ausdruck in dem in § 14 Abs 4 Nr 4 SGB XI enthaltenen Rechts-

gedanken. In § 14 Abs 4 SGB XI werden die für die Beurteilung der Pflegebedürftigkeit maß-

gebenden gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täg-

lichen Lebens unterteilt nach den Bereichen Körperpflege (Nr 1), Ernährung (Nr 2), Mobilität 

(Nr 3) und hauswirtschaftliche Versorgung (Nr 4) aufgezählt. Im Bereich der hauswirtschaft-

lichen Versorgung werden das Einkaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung, Spülen, Wechseln 

und Waschen der Wäsche und Kleidung oder das Beheizen genannt. Ungeachtet der unter-

schiedlichen Zielsetzung der GKV (Bewältigung von Krankheit und ihren Folgen) und der 

gesetzlichen Pflegeversicherung (partielle Abdeckung des Risikos der Pflegebedürftigkeit) 

werden mit den in § 14 Abs 1 und 4 SGB XI genannten gewöhnlichen und regelmäßig wieder-

kehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens Bereiche bezeichnet, die für die physische 

Existenz des Menschen unerlässlich sind und die der Erfüllung seiner Grundbedürfnisse, ein-

schließlich der auf die Person bezogenen hauswirtschaftlichen Versorgung, dienen (BSGE 72, 

261, 263 = SozR 3-2500 § 53 Nr 2 S 9). Die in § 14 Abs 4 Nr 4 SGB XI aufgezählten haus-

wirtschaftlichen Verrichtungen gewährleisten die elementare Lebensführung zu Hause (ähnlich: 

Udsching in ders, SGB XI, 3. Aufl 2010, § 14 RdNr 28) und sind daher als für das 

Grundbedürfnis des selbständigen Wohnens unerlässliche Grundvoraussetzungen zu werten. 

Die uneingeschränkte Wahrnehmung dieser Verrichtungen ist auch nach dem ICF-Modell der 

WHO Teil der funktionalen Gesundheit des Menschen (Internationale Klassifikation der 

Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit - ICF, herausgegeben vom Deutschen Institut 

für Medizinische Dokumentation und Information <DIMDI>, Stand Oktober 2005, Kapitel 6 

- Häusliches Leben - S 112 ff). 

 

Wegen der auf die medizinische Rehabilitation beschränkten Zuständigkeit der GKV erstreckt 

sich deren Leistungspflicht allerdings zum einen nur auf die für ein allgemeines Grundbedürfnis 

des täglichen Lebens unabdingbaren hauswirtschaftlichen Verrichtungen. Zum anderen be-

gründen behinderungsbedingte Einschränkungen im Bereich der hauswirtschaftlichen Ver-

richtungen für sich genommen noch keine Leistungspflicht der GKV im Rahmen des mittelbaren 

Behinderungsausgleichs. Ebenso wie die Pflegebedürftigkeit nicht allein durch einen Hilfebedarf 

im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung begründet wird, sondern einen zusätzlichen 

Hilfebedarf im Bereich der Grundversorgung (§ 14 Abs 4 Nr 1 bis 3 SGB XI) verlangt (so schon 

der Entwurf des Pflege-Versicherungsgesetzes vom 24.6.1993, BT-Drucks 12/5262 S 97; 

Udsching, aaO, § 14 RdNr 41), setzt die Leistungspflicht der GKV nach § 33 Abs 1 SGB V 
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voraus, dass die durch das begehrte Hilfsmittel ermöglichte hauswirtschaftliche Verrichtung 

notwendig ist, um ein allgemeines Grundbedürfnis des täglichen Lebens sicherzustellen.  

 

e) Die für das selbständige Wohnen elementaren hauswirtschaftlichen Verrichtungen setzen 

eine uneingeschränkte visuelle Wahrnehmung voraus. Das gilt sowohl für die Wahrnehmung, 

dass bestimmte Verrichtungen notwendig sind (zB Verschmutzungsgrad der Wohnung), als 

auch für die bei Ausübung der jeweiligen Verrichtung notwendigen Arbeitsschritte (zB Auswahl 

der Reinigungsmittel, Auswahl der Zutaten beim Kochen). Diese Wahrnehmungsmöglichkeit ist 

bei einem sehbehinderten Menschen aufgehoben bzw beeinträchtigt. Durch ein Barcodelese-

gerät können diese Einschränkungen grundsätzlich ausgeglichen bzw gemildert werden, indem 

die für elementare hauswirtschaftliche Verrichtungen erforderlichen Informationen über einzelne 

Produkte und Gegenstände mittels einer Sprachausgabe für den sehbehinderten Menschen 

zugänglich gemacht werden (sog ersetzender Ausgleich). Auf diese Weise können zB die für 

das Sauberhalten der Wohnung und Kleidung notwendigen Reinigungsmittel zutreffend aus-

gewählt sowie sachgerecht und vor allem gefahrenfrei verwendet werden. Die genaue Kenntnis 

des Produktinhalts ist gerade bei der Verwendung von Reinigungsmitteln von Bedeutung, deren 

unsachgemäße Verwendung zu Gesundheitsschäden führen kann (zB bei ätzenden Flüssig-

keiten). Auch die hauswirtschaftliche Verrichtung des Kochens als Vorstufe zum anerkannten 

Grundbedürfnis der Nahrungsaufnahme wird durch ein Barcodelesegerät nicht nur 

unwesentlich erleichtert, sondern teilweise erst ermöglicht. Denn Voraussetzung für die 

selbständige Nahrungszubereitung ist eine zutreffende Auswahl und Abmessung der Speisen 

und Zutaten.  

 

f) Darüber hinaus ist ein Barcodelesegerät grundsätzlich auch geeignet, die infolge einer Seh-

behinderung bestehenden Einschränkungen bei der Erschließung des für das selbständige 

Wohnen erforderlichen körperlichen und geistigen Freiraums auszugleichen. Soweit nach der 

Rechtsprechung des Senats der körperliche Freiraum im Sinne eines Basisausgleichs auch die 

Fähigkeit umfasst, die eigene Wohnung zu verlassen, um die - üblicherweise im Nahbereich der 

Wohnung liegenden - Stellen zu erreichen, an denen Alltagsgeschäfte zu erledigen sind (so 

erstmals BSG SozR 3-2500 § 33 Nr 31 S 187 - Rollstuhl-Bike; zuletzt BSG SozR 4-2500 § 33 

Nr 27 RdNr 15 - Elektrorollstuhl und BSG Urteil vom 7.10.2010 - B 3 KR 13/09 R - RdNr 18 

- Scalamobil), bezogen sich diese Entscheidungen jeweils auf Fallkonstellationen, in denen die 

körperliche Bewegungsfreiheit aufgrund einer Behinderung eingeschränkt war. In diesen Fällen 

war und ist es Aufgabe der GKV im Rahmen des geschuldeten Basisausgleichs, die Mobilität 

des behinderten Menschen von der Wohnung zu den Orten im Nahbereich sicherzustellen, an 

denen Alltagsgeschäfte erledigt werden können. Ist dagegen nicht die Bewegungsfähigkeit als 

solche, sondern - wie im vorliegenden Fall - die Sinneswahrnehmung infolge einer Behinderung 

aufgehoben bzw beeinträchtigt, ist in der Regel nicht die Fortbewegung zu einem Ort, an dem 

Alltagsgeschäfte erledigt werden können, sondern die Betätigung der Alltagsgeschäfte selbst 

eingeschränkt. In diesen Fallkonstellationen erfordert der in die Zuständigkeit der GKV fallende 
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Basisausgleich, dass der behinderte Mensch nicht nur befähigt wird, die Orte, an denen 

Alltagsgeschäfte zu erledigen sind, im Sinne der Fortbewegung zu erreichen, sondern dass ihm 

auch die Tätigung des Alltagsgeschäfts selbst ermöglicht wird. Der Basisausgleich umfasst in 

diesem Bereich auch die Möglichkeit zur Wahrnehmung der für eine selbständige Lebens- und 

Haushaltsführung notwendigen Informationen. Hierzu zählen Informationen über Gegenstände 

des täglichen Bedarfs, Grundnahrungsmittel, Produkte zur elementaren Körperpflege und zur 

Reinigung von Wohnung und Kleidung. Die Wahrnehmung dieser Informationen ist bei der Be-

schaffung und Verwendung der genannten Gegenstände sicherzustellen. Zur Beschaffung zählt 

der Einkauf - damit ist jedoch weder eine Anerkennung des Einkaufens als allgemeines Grund-

bedürfnis des täglichen Lebens noch die Ermöglichung von Einkäufen jeder Art durch Hilfsmittel 

der GKV verbunden. Zu gewährleisten ist von der GKV vielmehr nur die Möglichkeit des Ein-

kaufs als Alltagsgeschäft, dh die Beschaffung von Lebensmitteln und Gegenständen des täg-

lichen Bedarfs (Definition des Alltagsgeschäfts: BSG SozR 3-1200 § 33 Nr 1 S 5), soweit die 

Befähigung hierzu aufgrund einer Behinderung aufgehoben bzw eingeschränkt ist und durch 

das Hilfsmittel ausgeglichen werden kann.  

 

Die mit dem Barcodelesegerät abrufbaren Informationen (zB Name bzw Produktbezeichnung, 

Hersteller und Mengenangabe) sind entgegen der Auffassung der Beklagten auch nicht uner-

heblich, denn sie ermöglichen einem sehbehinderten Menschen einen weitgehend selbstän-

digen Einkauf von Lebensmitteln und Gegenständen des täglichen Bedarfs und damit eine 

überwiegend selbständige Haushaltsführung. Damit ggf nicht entschlüsselbare Informationen 

über den Preis und die Mindesthaltbarkeit von Lebensmitteln können im Geschäft leicht erfragt 

werden. Zudem ist davon auszugehen, dass Lebensmittel in aller Regel nicht außerhalb der 

Mindesthaltbarkeitsdauer angeboten werden. Im Hinblick auf die persönliche Haushalts-

gestaltung und Vorratshaltung können überdies zusätzliche wesentliche Produktinformationen 

- wie etwa das Einkaufsdatum - zu Hause durch Verwendung der mitgelieferten Strichcode-

etiketten verfügbar gemacht werden. 

 

Außerdem ist die Verwendung des Barcodelesegerätes als Einkaufshilfe nur eine von vielen 

Einsatzmöglichkeiten des Gerätes. Neben der schnellen und verwechslungsfreien Identifikation 

käuflich erworbener Produkte und Gegenstände des täglichen Bedarfs im persönlichen Umfeld 

dient es allgemein der Orientierung in der Wohnung sowie der selbständigen Organisation und 

Führung des Haushaltes. Die vielfältige Einsetzbarkeit des Barcodelesegerätes wird ins-

besondere durch die individuelle Verwendung der mitgelieferten Strichcode-Etiketten ermög-

licht. Auf diese Weise kann nahezu jeder Gegenstand im persönlichen Umfeld eines seh-

behinderten Menschen gekennzeichnet und die individuell vergebene Information jederzeit ab-

gerufen werden.  

 

5. Die generelle Eignung eines Barcodelesegerätes zur Verwirklichung des als Grundbedürfnis 

anerkannten selbständigen Wohnens und zur Schaffung des dazu erforderlichen körperlichen 
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und geistigen Freiraums wird weder durch die mögliche Hilfe Dritter noch durch die dem seh-

behinderten Menschen möglichen sekundären Sinneswahrnehmungen in Frage gestellt.  

 

a) Dem Verweis des behinderten Menschen auf die Hilfe Dritter steht bereits die Zielsetzung 

der Hilfsmittelversorgung entgegen. Wesentliches Ziel der Hilfsmittelversorgung ist es, den be-

hinderten Menschen von der Hilfe anderer weitgehend bzw deutlich unabhängiger zu machen 

(BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 27 RdNr 18). Daher kann der für die Leistungspflicht der GKV aus-

schlaggebende funktionelle Gebrauchsvorteil eines Hilfsmittels auch darin liegen, dass sich der 

behinderte Mensch durch das Hilfsmittel ein bis dahin nur mit fremder Hilfe wahrnehmbares 

allgemeines Grundbedürfnis (teilweise) erschließen kann und somit befähigt wird, ein 

selbständigeres Leben zu führen. In diese Richtung zielen nunmehr ebenfalls Art 19 (Un-

abhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) und Art 20 (Persönliche 

Mobilität) des "Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen". Dieses Übereinkommen und sein Fakultativprotokoll sind für Deutschland 

nach Maßgabe des Vertragsgesetzes vom 21.12.2008 (BGBl II 2008 S 1419) seit 26.3.2009 

verbindlich. 

 

b) Die Fähigkeit sehbehinderter Menschen unter Nutzung der unbeeinträchtigten sekundären 

Sinne (Riech-, Tast- und Hörsinn), Ordnungssysteme und Kennzeichnungsmöglichkeiten zu 

entwickeln, gleicht die Sehbehinderung nur unzureichend aus. Zum einen werden hierdurch 

Verwechslungen bei der Identifizierung von Gegenständen nicht ausgeschlossen, weil das 

menschliche Erinnerungsvermögen weder grenzenlos noch unfehlbar ist. Zum anderen sind 

Entwicklung und Einhaltung solcher Ordnungssysteme häufig mit einem erheblichen zeitlichen 

und intellektuellen Aufwand verbunden. Das Wiederauffinden von Gegenständen ist nur ge-

währleistet, wenn sich der behinderte Mensch einer strengen Ordnung bei der Ablage und 

Verwahrung der Gegenstände unterwirft (so schon BSG SozR 3-2500 § 33 Nr 18 S 92 - Farb-

erkennungsgerät). Die mit der Entwicklung und Einhaltung entsprechender Ordnungssysteme 

verbundene Mehrbelastung kann im Einzelfall sogar die Grenze des Zumutbaren überschreiten. 

Das gilt insbesondere dann, wenn sich gelegentlich andere, mit den Ordnungssystemen nicht 

vertraute Personen besuchsweise in der Wohnung des sehbehinderten Menschen aufhalten 

oder wenn mit den sekundären Sinnen die Produktbeschaffenheit nicht eindeutig identifizierbar 

ist (zB Konservendosen, Tretrapacks). Die Öffnung der Verpackung, um den Inhalt über den 

Riechsinn wahrzunehmen, würde nicht dem Vorgehen im Rahmen einer normalen Haushalts-

führung entsprechen.  

 

c) Letztlich ist die menschliche Fähigkeit, die nicht von einer Behinderung betroffenen Sinne zu 

sensibilisieren und besonders zu trainieren, zumindest in den Fällen begrenzt, in denen der 

Betroffene - wie hier - nicht seit Geburt erblindet bzw sehbehindert ist. Je älter der Betroffene 

bei Eintritt der Erblindung bzw einer der Erblindung vergleichbaren Sehbeeinträchtigung ist, 

desto schwieriger ist es für ihn, die in der Nutzung anderer Sinne liegenden Kompensations-
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möglichkeiten auszuschöpfen, weil Anpassungs- und Merk- sowie kognitive Leistungsfähigkeit 

mit zunehmendem Alter nachlassen (vgl "Mobil im Alltag", Broschüre des Deutschen Blinden- 

und Sehbehindertenverbandes, Mai 2010, S 14). 

 

6. Das zum mittelbaren Behinderungsausgleich grundsätzlich geeignete Barcodelesegerät ist 

auch nicht als allgemeiner Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens von der Sachleistungs-

pflicht der GKV ausgenommen. Die Einordnung als allgemeiner Gebrauchsgegenstand des 

täglichen Lebens hängt davon ab, ob ein Gegenstand bereits seiner Konzeption nach den 

Zwecken des § 33 Abs 1 Satz 1 SGB V dienen soll oder - falls dies nicht so ist - den Bedürf-

nissen erkrankter oder behinderter Menschen jedenfalls besonders entgegenkommt und von 

körperlich nicht beeinträchtigten Menschen praktisch nicht genutzt wird (vgl BSG Urteil vom 

7.10.2010 - B 3 KR 5/10 R - RdNr 25 - Therapiedreirad; BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 30 RdNr 16 

mwN). Die für sehbehinderte Menschen angebotenen Barcodelesegeräte sind nach ihrer 

Funktion und Bauart speziell auf die Bedürfnisse dieser Gruppe von behinderten Menschen 

zugeschnitten. Anders als bei handelsüblichen Barcodelesegeräten wird die in einem 

Strichcode verschlüsselte Produktinformation über eine Sprachausgabe für die Betroffenen 

hörbar gemacht. Zudem kommen handelsübliche Barcodelesegeräte nicht in privaten 

Haushalten, sondern ausschließlich im gewerblichen Sektor zum Einsatz und können bereits 

aus diesem Grund nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens 

angesehen werden (BSG SozR 3-2500 § 33 Nr 19 S 103 f). Letztlich ist auch die Aufnahme des 

Gerätes in das HMV ein gewichtiges Indiz dafür, dass es sich nicht um einen 

Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens handelt (BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 30 

RdNr 17 ff).  

 

7. Ob ein Barcodelesegerät im vorliegenden Einzelfall erforderlich ist, um die Folgen der Seh-

behinderung auszugleichen, kann allerdings anhand der bisherigen tatsächlichen Fest-

stellungen des LSG noch nicht abschließend beurteilt werden.  

 

a) Zum einen fehlen Feststellungen zur persönlichen Lebensführung und den Lebensverhält-

nissen der Klägerin. In diesem Zusammenhang ist zu ermitteln, ob die Klägerin mit anderen 

Personen in einem Haushalt zusammenlebt und wie sie ihren Alltag, die Haushaltsführung 

sowie die damit zusammenhängenden hauswirtschaftlichen Verrichtungen bisher organisiert 

und wahrgenommen hat. Dabei wird in medizinischer Hinsicht aufzuklären sein, wie sich das 

Alter der Klägerin bei Eintritt der Sehbehinderung auf deren Fähigkeit auswirkt, das einge-

schränkte Sehvermögen durch die Nutzung anderer Sinne zu kompensieren. Allerdings wird 

das LSG in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen haben, dass die vorhandene Hilfsmittel-

ausstattung der Klägerin die behinderungsbedingten Einschränkungen in Bezug auf das Grund-

bedürfnis des selbständigen Wohnens nur unzureichend ausgleicht. Das der Klägerin gewährte 

Vorlesegerät mit Braillezeile ermöglicht ihr lediglich, die in Büchern und Zeitungen enthaltenen 

Informationen zu hören bzw über die Braillezeile zu ertasten. Auf Gegenständen befindliche 
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Aufschriften können auf diese Art nicht wiedergegeben und erst Recht keine eigene Kennzeich-

nung vorgenommen werden.  

 

Zum anderen bedarf es der Feststellung, welche Anforderungen an die Bedienung eines Bar-

codelesegerätes gestellt werden und ob die Klägerin diesen gerecht wird. Hierbei wird das LSG 

- ausgehend von seinen bereits getroffenen Feststellungen - zugrunde legen können, dass die 

Klägerin aufgrund ihres 2 %-igen Restsehvermögens in der Lage ist, Kontraste sowie Hell und 

Dunkel wahrzunehmen, so dass die durch das Barcodelesegerät nicht gewährleistete Orientie-

rung im Ladengeschäft über die vorhandene Sinneswahrnehmung sichergestellt ist.  

 

b) Auch die Wirtschaftlichkeit der Hilfsmittelgewährung (§ 33 Abs 1 Satz 1 iVm § 12 Abs 1 

SGB V) lässt sich anhand der bisherigen Feststellungen des LSG nicht abschließend beur-

teilen. Die Sachleistungspflicht nach § 33 Abs 1 SGB V beschränkt sich auf die kosten-

günstigste Hilfsmittelversorgung; es besteht also kein Anspruch auf Optimalversorgung, 

sondern nur auf ausreichende, wirtschaftliche und zweckmäßige Hilfsmittel - § 12 Abs 1 SGB V 

(vgl BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 19 RdNr 21). Soweit ein kostengünstigeres Hilfsmittel zum Aus-

gleich der Behinderung funktionell ebenso geeignet ist, besteht daher kein Anspruch auf die 

Versorgung mit einem teureren Hilfsmittel (BSG SozR 4-2500 § 33 Nr 26 RdNr 17; BSG SozR 

4-2500 § 33 Nr 19 RdNr 21). Sowohl der Umfang der konkreten Nutzung des Barcodelese-

gerätes durch die Klägerin unter Berücksichtigung seiner Einsatzmöglichkeiten als auch die im 

Rahmen der Wirtschaftlichkeit vorzunehmende Kosten-Nutzen-Analyse bedingen deshalb noch 

weitere Ermittlungen. Trotz der Bedeutung der durch ein Barcodelesegerät vermittelten 

Information für sehbehinderte Menschen bedarf es in Anbetracht des hohen Anschaffungs-

preises einer relativ häufigen Nutzung des Gerätes pro Tag, um dessen Wirtschaftlichkeit be-

jahen zu können. Ferner wird das LSG aufzuklären haben, ob andere funktional ebenso ein-

setzbare, aber kostengünstigere Hilfsmittel angeboten werden. In diesem Zusammenhang wird 

zu prüfen sein, ob das der Klägerin gewährte Vorlesegerät mit einem auch zur mobilen Nutzung 

geeigneten Barcodemodul gekoppelt werden kann und welche Kosten für diese Zusatzver-

sorgung ggf anfallen würden. Bei der Prüfung einer Alternativversorgung wird das LSG neben 

der Produktpalette der Firma S.       GmbH auch die Angebote anderer Anbieter zu 

berücksichtigen haben. Entsprechende Versorgungsalternativen sind festzustellen sowie 

hinsichtlich ihrer Nutzungsmöglichkeiten und der Anschaffungs- und Betriebskosten zu 

vergleichen.  

 

Im Rahmen der abschließenden Beurteilung des klägerischen Anspruchs wird das LSG im 

Übrigen wohl davon ausgehen können, dass die Klägerin mit der Spezifizierung ihres Antrages 

auf die Gewährung des Barcodelesegerätes "EinkaufsFuchs" der Firma S.       GmbH nicht die 

Gewährung von Barcodelesegeräten anderer Hersteller ausschließen wollte. Die Beschränkung 

war offensichtlich der Beauftragung der Firma S.       GmbH mit der Durchführung des An-
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tragsverfahrens geschuldet, enthält aber zumindest hilfsweise den Antrag auf Gewährung eines 

vergleichbaren Gerätes anderer Hersteller. 

 

8. Das LSG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu befinden haben.  
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